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„Job-Gipfel" 

°hne die Union geht nichts 
le Partei- und Fraktions- 

j'orsitzende Angela Merkel 
^at den Jobgipfel bei Kanz- 
er Schröder als „konstruk- 
tlv" bezeichnet. 

Auch wenn es in einer 
e'he von Punkten weiter 

Ssens gebe, zeigten einige 
nsätze,„dassesmöglichist, 
Was gemeinsam zu lösen", 

aSte Angela Merkel nach 
erT1 Gespräch im Kanzler- 

amt. Der Druck, den die 
Union auf die Regierungaus- 

geübt habe, habe sich „teil- 

weise" gelohnt. Es sei jedoch 
„bedauerlich", dass bei der 
Flexibilisierung des Arbeits- 
rechts und der Senkung der 
Lohnzusatzkosten die „Fort- 

schritte relativ gering" seien. 
Zu dem Treffen mit Bun- 

deskanzler Gerhard Schrö- 
der und Außenminister 
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Job-Gipfel 

HEUTE AKTUELL 

NRW: „Gemeinsam 
kämpfen, gemeinsam ge- 
winnen für NRW" (S. 6) 
Niedersachsen: Wahlen 
zum Fraktionsvorstand (S. 
6) Diskussion um Ände- 
rungen und Auswirkungen 
des Zuwanderungsgeset- 
zes(S.7) MonooderMulti 
-wiefunktional kann Land- 
wirtschaft 2007 noch sein? 
(S. 8) Visa-Ausschuss: 
Bundesregierung soll Ak- 
ten freigeben (S. 9) K. Rie- 
gert: Rot-Grün will Mit- 
gliedsbeiträge von Sport- 
vereinen besteuern (S. 11) 
H. Koschyk/T. Strobel: Ver- 
brechensbekämpfung und 
Kampf gegen Organisierte 
Kriminalität müssen ver- 
stärktwerden (S. 11 bis 12) 

K. Brähmig/ E. Burgba- 
cher: Die Mehrheit bröckelt 

weiter(S. 12) A.Storm/A. 
Widmann-Mauz: Kassen- 
beiträge bleiben hoch (S. 12 
bis 13) P. Paziorek: Rot- 
grüne Energiepolitik scha- 
det dem Wirtschaftsstan- 
dortes. 13 bis 14) D. Aus- 
termann/S. Kampeter: Ei- 
chel auch beim Schuldenm- 
anagement hilflos (S. 14) 

• Joschka Fischer hatten 
die CDU-Vorsitzende An- 
gela Merkel und der CSU- 
Vorsitzende Edmund Stoi- 
ber einen 32-Punkte-Kata- 
log vorgelegt. In dem Papier 
mit dem Titel „Eine nationale 
Kraftanstrengung - Pakt für 
Deutschland" (Siehe Doku- 
mentation im Innenteil) ha- 
ben CDU und CSU einen 
„Pakt für Deutschland" an- 
geboten, mit dem struktu- 
relle Reformen zur Schaf- 
fung von mehr Arbeitsplät- 
zen in Angriff genommen 
werden sollen. 

Chancen auf eine Mehr- 
heit haben nach Ansicht der 
Oppositionsführerin die ver- 

besserten Hinzuverdienst- 
möglichkeiten im Rahmen 

von „Hartz IV". Über Einzel- 
heiten sollen sich der arbeits- 
marktpolitische Sprecherder 
Unionsfraktion, Karl-Josef 
Laumann, und Wirtschafts- 
minister Wolfgang Clement 
abstimmen. Ein kleiner 
Schritt in die richtige Rich- 
tungsei auch die geplante Be- 

schränkung des Vorbeschäf- 
tigungsverbots bei befriste- 
ten Arbeitsverhältnissen auf 

zwei Jahre. Als „Hoffnungs- 
schimmer"  wertete  Merkel 

ferner, dass Kleinbetriebe mit 
bis zu 20 Mitarbeitern weit- 
gehend von Bürokratie ent- 
lastet werden sollen. Außer' 
dem habe die Bundesregie' 
rung zugesagt zu prüfen, °° 
nichtdie EU-Arbeitszeitricht- 

linie eins zu eins umgesetzt 

werden könne. 

„Für eine nationale 
Kraftanstrengung - 
Pakt für Deutschland." 
Forderungskatalog von 
CDU und CSU für den 
Job-Gipfel siehe Doku- 
mentation im Innenteil 

Ausdrücklich begrüßte 
die Partei- und Fraktions- 

vorsitzende, dass die Koali- 
tion einen Gesetzentwurf 

vorlegen werde, der sich mit 
Planungsvereinfachung be- 
fasse. Allerdings zeigten die 
von der Koalition angekün- 

digten Änderungen beim 
Antidiskriminierungsge' 
setz, dass an eine Eins-zU' 

Eins-Umsetzung der EU' 
Richtlinie nicht gedacht sei- 
Der Reform des GmbH-Ge- 

setzes wolle die Union zu- 
stimmen, erklärte die Vorsit- 

zende. Zudem werde &e 

Union von der rot-grünen 
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Job-Gipfel 

Bundesregierung eine Liste 
rnit 300 Gesetzen erhalten, 
d'e im ersten Anlauf für ei- 
nen Bürokratieabbau gestri- 
chen werden könnten. Mög- 
'ichkeiten für eine Senkung 
der Beiträge zur Arbeitslo- 
senversicherung solle eine 
Arbeitsgruppe, bestehend 
aus dem stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden Ro- 
na'd Pofalla sowie Vertre- 
tern der Bundesagentur für 
Arbeit und Wirtschaftsmi- 
n'ster Clement, prüfen. 

Für die Föderalismusre- 
r°rm, die zum Jahreswechsel 

^nächst gescheitert war, 
Werden Edmund Stoiber, ei- 
ner der beiden Vorsitzen- 
den der  Föderalismuskom- 

mission, und der Ko-Vorsit- 
zenden, SPD-Fraktionschef 
Franz Müntefering, zu einem 
Gespräch zusammen kom- 
men. 

Zu der von Schröder vor- 
geschlagenen Senkung des 
Körperschaftsteuersatzes, 
den geplanten Änderungen 
bei der Erbschaftssteuer und 

der neuen Gewerbesteuer- 
anrechnung äußerte sich 
Merkel grundsätzlich posi- 
tiv. Allerdings dürfe dadurch 
keine Netto-Neuverschul- 
dung entstehen. Nach der 
Sondersitzung der Unions- 
fraktion am darauf folgen- 
den Freitagmorgen betonte 

die Partei- und Fraktionsvor- 
sitzende, dass die Bundes- 

regierung ihre Vorschläge 
zur Gegenfinanzierung der 
steuerlichen Maßnahmen 
zunächst in schriftlicher 
Form vorlegen müsse. Kon- 
kret habe der Bundesfinanz- 
minister die Aufgabe, die 
„Vorstellungen der Bun- 
desregierung in eine über- 
schaubare Form" zu bringen. 
Anschließend würden die 
Vorschläge von einem Fi- 
nanzminister der unionsre- 
gierten Bundesländer über- 

prüft. Die Oppositionsführe- 
rin bekräftigte, dass Rot- 
Grün sagen müsse, wie die 
Reformen gegenfinanziert 
werden sollen. Klar sei, dass 
keine neuen Schulden ge- 
machtwerden könnten. 

DEUTSCHLAND BRAUCHT STRUKTURELLE REFORMEN 

CDU-Generalsekretär 
Volker Kauderbeurteiltedie 

Regierungserklärung, die 
Bundeskanzler Schröder ei- 
nige Stunden vor dem „Job- 
Gipfel" im Bundestag abge- 
geben hatte, als „enttäu- 
schend". Volker Kauder for- 
derte eine der bedrücken- 
den Lage auf dem Arbeits- 
markt angemessene Reak- 
tion seitens der Bundesre- 
gierung. Die vom Bundes- 
kanzler skizzierten Vor- 

läge, um aus der Kri- 
se herauszukommen, seien 
der Herausforderung nicht 

gerecht geworden.„Wirsind 

zwar ein Land 
der Ideen, ha- 
ben aber eine 
ideenlose Regie- 

rung. In der De- 
batte ist deut- 
lich geworden, 
dass die rot-grü- 
ne Bundesregie- 

rung weder die 
Kraft noch die Fähigkeiten 
hat, das Land in eine bessere 
Zukunft zu führen," sagte 
der Generalsekretär. 

Deutschland brauche struk- 
turelle Reformen - Refor- 
men, die alle wesentlichen 

Politikbereiche   erreichten 

und zusam- 
meneinschlüs- 
siges Konzept 
formten, das 

sich auf ein 
zentrales und 
jedermann er- 

kennbares Ziel 
ausrichte: die 
Sicherung und 

Schaffung von Arbeitsplät- 
zen, betonte Volker Kauder. 
In diesem Zusammenhang 

verwiesderGeneralsekretär 
auf den 32-Punkte-Katalog, 
mit dem CDU und CSU in 
den „Job-Gipfel" gegangen 
sind. 

9-10105 



Aus den Ländern 

Peinlicher Absturz in fünf Akten 
Ein wahrer Krimi ereignete 
sich bei der konstituieren- 
den Sitzungdes Kieler Land- 
tags. 

Nach einem rund drei- 
stündigen Marathon von 
Wahlgängen, Sitzungsunter- 

brechungen und Sondersit- 
zungen der Landtags- 
fraktionen und des 
Ältestenrats brachten 
insgesamt vier Wahl- 
gänge keine Entschei- 
dung über das Amt 
des künftigen schles- 
wig-holsteinischen Mi- 
nisterpräsidenten. 

Bei der Wahl in Kiel 
verfehlte Amtsinhabe- 
rin Heide Simonis in drei 
Wahlgängen die erforderli- 
che Mehrheit. Im dritten 
Wahlgang, bei dem eine ein- 
fache Stimmenmehrheit im 
Landtag ausgereicht hätte, 
kam es zum politischen Patt. 

Auf Simonis wie auch auf 
ihren Gegenkandidaten, 
CDU-Landeschef Peter Harry 
Carstensen, entfielen jeweils 
34 Stimmen bei einer Enthal- 
tung. Damit war kein Kandi- 

dat gewählt. 
Der Ältestenrat zog sich 

daraufhin zu Beratungen 
zurück und entschloss sich 

dazu, einen vierten Wahl- 
gang anzusetzen. Doch auch 

bei diesem Versuch konnte 
keinerderbeiden Kandidaten 

eine Mehrheit für sich bean- 
spruchen. 

Nach der gescheiterten 
Ministerpräsidentenwahl in 
Schleswig-Holstein hat CDU- 
Landeschef Peter Harry Car- 
stensen sein Angebot zur Bil- 
dung einer großen Koalition 

Sitz Verteilung im Kieler Landtag 
insgesamt 

69 Sitze 

35 Sitze 

dpa-Grafik 0699 

erneuert. „Wir haben die Tür 
für Gespräche mit der SPD 
auch während der Wahlgänge 
offen gehalten - man hat dar- 
auf nicht reagiert", sagte Car- 
stensen. Nach dem vierfa- 
chen Scheitern von Simonis in 
der konstituierenden Sitzung 
„haben wir jetzt eine besse- 
re Verhandlungsposition". Es 
gehe nicht um Ministerpräsi- 

dentin Heide Simonis oder 
ihnselbst, sondern umdieZu- 

kunft des Landes, sagte Car- 
stensen. Neuwahlen lehnte 
Carstensen ab, denn die Poli- 
tik habe das Ergebnis der 
Landtagswahlen zu respek- 

tieren. Ebenso wolle er auch 
mit anderen Parteien reden. 

Gespräche mit den Grünen 

lehnte er allerdings katego- 

risch ab. 
Der fünfte und vorerst 

letzte Akt folgte am Tag nach 
der Wahl: Zermürbt von der 
beispiellosen Niederlagense- 

rie am Vortag warf Heide 
Simonis das Handtuch. „Ich 

- werde für ein Amt der 
Ministerpräsidentin 

nicht mehr zur Verfü- 
gung stehen", sagte Si- 
monis vor der schles- 
wig-holsteinischen 
SPD-Fraktion.CDU-Ge- 

neralsekretär Volker 

Kauder sprach sich für 
eine große Koalition in 
Schleswig-Holstein aus. 

„Der Rücktritt von Heide Si- 
monis war nach der peinli- 
chen Demontage überfällig"- 
erklärte er. „Jetzt ist der Weg 
frei dafür, dass Schleswig- 
Holstein nach dem entwürdi- 
genden rot-grün-dänischen 

Gezerre eine stabile Regie- 
rung bekommt." Die beste Lö- 
sung sei, dass Peter Harry 
Carstensen und die CDU mit 
der SPD eine große Koalition 
bildeten, hob Kauder hervor. 

Carstensen, der Simonis 
seinen Respekt für diesen 
Schritt bekundete, erneuerte 

sein Angebot zur Bildung ei- 
nergroßen Koalition. 

Vorerst bleibt das bishe- 
rige Kabinett geschäftsfüh- 

rend im Amt. 

9-10105 



Aus den Ländern 

Schleswig-Holstein 

„Demontiert, blamiert, blanchiert" 
Süddeutsche Zeitung (18. März 2005) über Heide Simonis 

Das sagt die Presse über die gescheiterte Ministerpräsidentenwahl in Kiel: 

..Debakel für die SPD in Kiel" Handelsblatt 

»Absturz in vier Akten" Handelsblatt 

••Kläglicher, bitterer, jammervoller hätte das Finale der respektablen politischen Laufbahn der bisherigen 

Ministerpräsidentin nicht aussehen können. [...] Sie selbst und das von ihr angepeilte Bündnis ist demontiert, 

blamiert und blanchiert." Süddeutsche Zeitung 

..Sie klebte wie Pattex an ihrem Amt!" Bild 

..Viermal anzutreten und viermal durchzufallen, ist eine kaum mehr verständliche Selbstdemütigung. [...] Wer 

nicht spürt, wann er die Macht nicht mehr hat [...], dem wird es eben gezeigt. [...] Die Niederlage von Simonis 

scheint ein Zeichen für den Anfang vom Ende." Berliner Zeitung 

..Jämmerlicher als Heide Simonis kann man seine politische Karriere nicht beenden." Bild 

»Sie bestand zuletzt geradezu darauf, „vom Stuhl gekratzt" zu werden." FAZ 

..Vor aller Augen, quälend langsam, versank in Kiel die „rot-grüne Titanic". [...] Rot-Grün (war) seit der 

Regierungsübernahme im Bund im Jahr 1998 noch nie so angeschlagen wie jetzt." Hannoversche Allgemeine 
Zeitung 

»Selten ist in der Politik jemand so gedemütigt worden wie Heide Simonis." Spiegel-Online 

„Rot-Grün weint und wankt!" BZ 

Besser für die Menschen. 

•'S d.P.: CDU-Bundesgeschäftsstelle | Klingelhöferstiafie 8 110785 Berlin | infoSicdii.de | www.cdu.de 
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Aus den Ländern 

Nordrhein-Westfalen 

„Gemeinsam kämpfen, gemeinsam 
gewinnen für NRW" 

Das ist das Motto des NR- 
Win-Teams. Das Freiwilli- 
gen-Team aus Jung und Alt, 
aus Senioren und Jugendli- 
chen, engagiert sich für den 
politischen Neuanfang und 

für eine bessere Zukunft in 
Nordrhein-Westfalen. 

Auf dem Landesparteitag 
inBochumtrafendieNRWin- 

Team-Mitglieder auf einen 
begeisterten CDU-Spitzen- 
kandidaten Jürgen Rüttgers. 
Rüttgers: „Ich finde es toll, 
wie sich die Leute für eine 
bessere Zukunft in unserem 
schönen Land einsetzen." 

Die NRWin-Team-Mit- 
glieder kommen  aus allen 

Die CDU-Fraktion im Nie- 

dersächsischen Landtag 
hat David McAllister als 
Vorsitzenden im Amt be- 
stätigt. Bei den turnus- 
gemäßen Wahlen zum 
Fraktionsvorstand erhielt 
der Rechtsanwalt aus Bad 
Bederkesa (Landkreis Cux- 
haven) 93 Prozent der 

Stimmen. 

Der wiedergewählte 
CDU-Fraktionsvorsitzende 
bedanktesich beiden Abge- 

ordnetenfürden sehrguten 

128 Wahlkreisen in Nord- 

rhein-Westfalen. Mitglied 
werden kann jeder - eine 
Mitgliedschaft in der CDU 

NIEDERSACHSEN 

Vertrauensbeweis und wer- 
tete das Wahlergebnis als 
„Anerkennung für die 
gründliche, sachliche und 
geschlossene Arbeit der 
ganzen Fraktion in den letz- 
ten zwei Jahren". Ehrlich- 
keit und Verläßlichkeit 
seien in Niedersachsen un- 
ter der CDU/FDP-Landes- 
regierung wieder das Leit- 
motiv der Landespolitik. 

Weiter wurden gewählt: 
als Stellvertretende Frakti- 

onsvorsitzende 

ist nicht erforderlich. Zurzeit 

zählt das NRWin-Team be- 
reits mehr als 3.700 Mitglie- 

der. 

Friedhelm Biestmann 
Hermann Dinkla 
Karl-Heinz Klare 
Heidemarie Mundlos 

Heinz Rolfes 
als Parlamentarischer Ge- 

schäftsführer: 
Bernd Althusmann 

als Schatzmeister: 
Wilhelm Heidemann 

Weitere Informationen 

unter: 
http://www.cdu- 
fraktion-niedersachsen.de/ 

index2.html 
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Aussiedlerbeauftragtenkonferenz 

Diskussion um Änderungen und Aus- 
wirkungen des Zuwanderungsgesetzes 
Den geordneten Zuzug 

v°n deutschen Aussiedlern 
aiJs Osteuropa auf die glei- 
te Ebene ziehen zu wollen 
Wle den durch Versagen 
v°n Außenminister Fischer 

^schuldeten Visa-Skandal 
und in der Folge Millionen 

Schwarzarbeitern ist ein un- 
geheuerlicher Ablenkungs- 
Versuch von Rot-Grün. Dies 
dürfe man Frau Roth, Vor- 
s,tzende der Grünen, und an- 
deren nicht durchgehen las- 
Sen- stellte Jochen-Konrad 
Fromme nach einer Konfe- 
eri2 der Aussiedlerbeauf- 

tragtenderCDU-Landes-und 
Kreisverbändefest. 

Der Vorsitzende der Aus- 
s'edlerbeauftragten From- 
|^e forderte ein klares Be- 
kenntnis der Bundesregie- 
rung  zu   den   Aussiedlern. 

azu gehöre auch, sich mit 
en Folgen des neuen Zu- 

^anderungsgesetzes zu be- 
lassen. Unter den Aussied- 
ern gebe es noch großen 
^ufklärungsbedarf bezüg- 
'ch der Änderungen durch 

s    Zuwanderungsgesetz. 
Ie Union versuche, durch 

^re'te Aufklärung vor Ort 
Abh'lfe zu schaffen. 

Als Problem zeichne sich 
le neue Praxis des Nach- 

*ugs von ausländischen Fa- 

Jochen-Konrad Fromme 

milienangehörigenderSpät- 
aussiedlerab. Bisherhabees 
einen Beschluss der Innen- 
minister der Länder gege- 
ben, der die gemeinsame 
Einreise der Familie gestat- 
tete. Diese Regelung sei 
nach dem Inkrafttreten des 
Zuwanderungsgesetzes in 
die Diskussion geraten. Oh- 
ne eine solche Regelung 
würde es zu unbilligen Här- 
ten und unnötigen Trennun- 
gen von Familien kommen, 
da Spätaussiedler zunächst 
alleine nach Deutschland 
einreisen müssten und ih- 
re Familien erst wesentlich 
später nachholen könnten. 
Aufdernächsten Innenmini- 
sterkonferenz am 23./24. Ju- 

ni 2005 müsse hierzu eine 
Regelung gefunden werden, 
die unnötige Härten ver- 
meide.    Fromme   betonte, 

(JD    WEBMASTER 

Derzeit wird der Banner- 
service noch in einer Pi- 
xel-Breite von 144 Pixeln 
angeboten. Der CDU-On- 
lineservice wird dies - 
nach der NRW-Wahl-än- 
dern und Banner mit einer 
Breite von 184 Pixeln an- 
bieten. Die neue Breite 
entspricht dem aktuellen 
Cl der CDU und den Ban- 
nern aufwww.cdu.de. 
Alle Webmaster, deren 
Auftritt sich am aktuellen 
Layout und den Mustersei- 
ten der CDU (siehe 
www.ci.cdu.de) orientiert, 
müssen keinerlei Anpas- 
sungen vornehmen. 
Webmaster älterer Auf- 
tritte sollten sicherstellen, 
dass für das Banner min- 
destens 200 Pixel in der 
Breite zur Verfügung ste- 
hen. 

dass CDU und CSU in den 
deutschen Aussiedlern un- 
verändert eine Bereiche- 
rung sehen. Gleichzeitig 

müssten viele Aussiedler die 
bestehenden Angebote zur 
Integration noch intensiver 

nutzen, vor allem auf eine 
gute Ausbildung ihrer Kin- 
derachten. 
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Bundesfachausschuss 

Mono oder Multi - wie funktional kann 
Landwirtschaft 2007 noch sein? 

Die Landwirtschaft muss 
sich in einem von niedrigen 
Lebensmittelpreisen ge- 
prägten Markt behaupten. 

Dieser Anpassungsdruck 

wird durch die Agrarreform 
weiter verstärkt. Eine Folge 
ist die weitere Konzentration 
der Landwirtschaft und damit 
verbunden eine zunehmen- 
de Fokussierung auf beson- 
ders ertragreiche Flächen in 
Gunstlagen. Die Bewirtschaf- 
tung der ökologisch beson- 

ders wertvollen Wiesen, Wei- 
den und artenreichen Acker- 
flächen vor allem in den deut- 
schen Mittelgebirgen ist für 
viele Betriebe nicht mehr ren- 
tabel. Oft bleiben wirtschaft- 
lich denkenden Landwirten 
daher nur die Alternative zwi- 
schen Bewirtschaftungsin- 

tensivierung und Nutzungs- 
aufgabe, was zu einem Ver- 
lust von Arten, Biotopen und 
landschaftlicher Vielfalt füh- 
ren würde. Die negativen 
Auswirkungen auf den heimi- 
schen Tourismus sind noch 
nicht abzusehen. 

Zur Erhaltung des Kultur- 
landschaftsbildes und ökolo- 
gisch wertvoller Flächen ha- 
ben sich die Agrarumwelt- 

programme und der Ver- 
tragsnaturschutz bewährt, 

bei denen die Landwirte für 
die Dienstleistungdie Kultur- 

Peter Bleser MdB, Vorsitzender des BFA 
Agrarpolitik und Verbraucherschutz 

landschaft zu erhalten und 
Biotope zu pflegen, eine von 
der Gesellschaft anerkannte 
Entlohnung aus der zweiten 
Säule der Gemeinsamen Eu- 
ropäischen Agrarpolitik er- 

halten. 
Genau diese Gelder ste- 

hen bei den Verhandlungen 
über die finanzielle Vor- 
ausschau der Europäischen 
Union zurzeit im Mittelpunkt 
der Auseinandersetzung. Die 
Bundesregierung hat es bis- 
her offen gelassen, wie sie die 

Forderung nach Senkung des 
eigenen Mitgliedsbeitrages 
an die EU mit ihren An- 
sprüchen an die Multifunk- 
tionalität der Landwirtschaft 
und die Planungen für die 
Entwicklung der ländlichen 

Räume in Einklang bringen 
will. Die Landwirte werden 
mit der Einführung der obli- 

gatorischen Modulation ab 
2005 einen erheblichen Bei- 
trag für die höhere gesell' 
schaftliche Akzeptanz der 
Agrarpolitik leisten. Weitere 
Kürzungen der Direktzahlun- 
gen sind aus betriebswirt- 

schaftlicher Sicht nicht ver- 
tretbar. 

Um       multifunktionale 

Landwirtschaft nicht als lee- 
re Worthülse verkommen zu 
lassen, ist jetzt ein klares Be- 
kenntnis zu den Zielen der 
zweiten Säule der Gemeinsa- 
men Agrarpolitik wichtige'' 
denn je. Bei einer Stabilisie- 
rung der Gesamtausgaben 

der EU in Nähe von 1% des 
Bruttoinlandsprodukt der EU 
drohen weite Teile der 
Agra rum weltmaßnahmen, 

die Ausgleichszulage für be- 
nachteiligte Gebiete, die ein- 
zelbetriebliche Förderung 
und die Marktstrukturver- 

besserung auf der Strecke zu 
bleiben. Der Bundesfachaus- 

schuss Agrarpolitik fordert 
deshalb die bereits beste- 

hende obligatorische Kofi' 
nanzierungfürdie2.Säuleso 

zu erhöhen, dass die bisheri- 
gen Maßnahmen fortgeführt 

werden können. Die Ziele 
der europäischen Landwirt' 
schaftspolitik dürfen nicht 
vorschnell über Bord gewor- 

fen werden. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Visa-Aussch uss 

Bundesregierung soll Akten freigeben! 
D|e CDU/CSU-Fraktion 
drängt im Visa-Untersu- 
chungsausschuss auf eine 
•"asche Vernehmung von 
Außenminister Fischer. 

Schon jetzt gebe es zahl- 
reiche Fragen an den Mini- 
ster. sagte der Obmann der 
Union, Eckart von Klaeden, 
aiJf einer Pressekonferenz. 

Beispielhaft nannte Kla- 
gen den Besuch Fischers in 
der Kiewer Botschaft im Jahr 
2o°0. Je später die Verneh- 

mung des Außenministers 
stattfinde, desto höher lä- 
§en die Maßstäbe an seine 

Ussage. Erinnerungslücken 
leri dann umso unglaub- 

würdiger, da ihm mehr Zeit 
r das Aktenstudium zur 

^erfügung stünde. Nach 
dern Abschluss der Aus- 
*chussarbeit könne Fischer 

ar>n erneut befragt werden, 
me'nte der Obmann. 

.D'e    Fischer-Visa-Affäre 
1   mittlerweile   zu   einer 

^nsthaften   Belastung   für 
le Regierungskoalition ge- 

worden,   stellte   von   Klae- 
en-der auch parlamentari- 

scher Geschäftsführer der 
undestagsfraktion ist, fest. 
ehrere „eilig aufgetürmte 

F
erteidigungslinien" hätten 
Scr,er und die Regierung 

'ttlerweile wieder räumen 
Müssen. 

In einem 
Strafverfah- 
ren gegen ei- 
nen kriminel- 
len Schleuser 
vordem Land- 
gericht Köln 
habe das Aus- 
wärtige Amt 
nach dem Text 
des Urteils die 
Ermittlungen 
verzögert, so 
dass man den 
Eindruck      ge-      EckardtvonKlaeden 

winnen könne, 
das Amt habe sich so benom- 
men als säße die Behörde 
selbst „auf der Anklage- 
bank". Aufgabe des Ministe- 
riums sei es aber gewesen, 
zur Aufklärung beizutragen. 

Im Ausschuss müsse dies 
jetzt untersucht werden. 

Klaeden beklagte eine er- 

hebliche Behinderung der 
Ausschussarbeit durch die 
Regierung. Alle Akten seien 
mindestens als „Verschluss- 
sache" klassifiziert. Das wi- 
derspreche dem Grundsatz, 
dass die Sitzungen des Aus- 
schusses öffentlich seien. 

Auch längst in der Öffent- 
lichkeit kursierenden Doku- 
mente könnten erst nach 
zähen Diskussionen mit der 
Koalition in die öffentliche 
Ausschussarbeit eingeführt 

werden, erläuterte Klaeden. 
Die Union will zudem die 
„europäische Dimension" 
des Skandals aufklären. Der 

Ausschuss solle die Kritik an- 
derer europäischer Schen- 
gen-Staaten und die Reak- 
tionen der deutschen Regie- 

rung unter die Lupe nehmen, 
kündigte der Obmann an. 

„Rot-grüne Visa-Politik 
als Sicherheitsrisiko" 
unter http:// 
www.cducsu.de/ 
upload/visaklaeden 
050214.pdf 

Weitere umfangreiche 
Informationen zur Ar- 
beit der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 
finden Sie auf www. 
cducsu.de 

9-10105 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Veransta Itung 

Union setzt auf Freiheit und 
Verantwortung 

In der Diskussion um das 
rot-grüne Antidiskriminie- 
rungsgesetz offenbaren 
sich grundsätzliche Unter- 
schiede zwischen den bei- 
den Volksparteien. 

Dieser Umstand wurde 
auf einer Diskussionsver- 
anstaltung der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion deutlich. 
„Habe ich Vertrauen in den 
einzelnen Menschen oder 
misstraue ich ihm, muss ihn 
verfolgen, wo immer ich kann 
mit Gesetzen, Verordnun- 
gen und Richtlinien", brachte 

die Vorsitzende von Bundes- 
tagsfraktion und Partei, An- 
gela Merkel, die grundsätz- 
lich unterschiedlichen Auf- 
fassungen auf den Punkt. 
Durch rechtliche Regelun- 
gen könne man moralisches 
Verhalten nicht erzwingen, 
unterstrich Angela Merkel 
zum Auftakt einer zweistün- 
digen Diskussionsveranstal- 
tung, zu der Vertreter von 
Verbänden und Sachverstän- 
dige eingeladen waren. 

Die Erfahrungen mit bis- 

herigen Regelungen zur Be- 
seitigung von Benachteili- 
gungen zeigten, dass diese 
nicht immer zu weniger Dis- 
kriminierung führten. Viel- 
fach würden Strafgelder ge- 

Die Veranstaltung stieß auf großes Interesse: Etwa 400 Besucher folgten der Einladung- 

zahlt, um sich von Verpflich- 
tungenfreizukaufen. Ebenso 

lehnte Merkel die geplante 
neue Behörde als bürokrati- 
sches Monster ab. 

Die Umsetzung der euro- 
päischen Richtlinien in der 
deutschen Gesetzgebung 

müsse sich am Ziel orientie- 
ren. Denn die Zielstellung 
werde von niemandem in 
Frage gestellt, aber die Art 
und Weise der Realisierung 
sei kritikwürdig. Schon jetzt 
gebe es die grundgesetzlich 
verankerte Sozialpflichtig- 

keit des Eigentums, das Ver- 
bot von sittenwidrigen 
Rechtsgeschäften und zahl- 
reiche zivilrechtliche Son- 
derbestimmungen   zur  Be- 

seitigung  von  Diskriminic 

runeen. 

(f)    WEB-TIPP 

Für Ihre Arbeit vor Ort 
hat die Bundestagsfrak- 

tion erstellt: 

„Kritikpunkte der 
CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion am Ge- 
setzentwurf des Anti- 

diskriminierungsge- 
setzes (ADG)"! Stand: 

16. März 2005. 

Weitere umfangreiche 

Informationen zur Ar- 
beit der CDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion finden 
Sie aufwww.cducsu.de 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Rot-Grün will Mit- 
gliedsbeiträge von 

Sportvereinen 
besteuern 

D'e Kreativität von Rot- 
Grün kennt keine Grenzen, 
wenn es darum geht, neue 
Steuerquellen zu erschlie- 
ßen. 

Finanzminister Eichel, der 
kurz vor seiner Abwahl als 
hessischer Ministerpräsident 
lneinem nichtzu überbieten- 

den Opportunismus steuerli- 
che Erleichterungen für Ver- 
e'neforderte, will nun prüfen, 
°t> die Mitgliedsbeiträge ge- 
meinnütziger Vereine be- 
feuert werden sollen. Von 
Neuerlichen Erleichterungen 
und steuerlicher Absetzbar- 
st der Mitgliedsbeiträge, 
auch dies hat Rot-Grün ver- 
brochen, ist keine Rede 
mehr. Eine Besteuerung von 

Mitgliedsbeiträgen gemein- 
nütziger Vereine würde die 
wirtschaftliche Existenz vie- 
ler Vereine aufs Spiel setzen. 
unsere Vereine mit Millio- 
nen ehrenamtlich engagier- 
ten Mitgliedern nehmen in 
h°hem Maße gesellschaftli- 
che Aufgaben wahr, die der 
Staat nicht leisten kann. 

Wir fordern den Bundes- 
minister der Finanzen auf, 
kliPp und klar zu sagen: Die 
^'tgliedsbeiträge gemein- 
nütziger Vereine werden 
nicht besteuert! 

Klaus Riegert 

Klaus  Riegert   ist   der 
sportpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion 

Verbrechensbekämp- 
fung und Kampf ge- 

gen Organisierte Kri- 
minalität müssen ver- 

stärkt werden 

Seitden terroristischen An- 
griffen von September 

2001 wurde vor allem ver- 
sucht, den internationalen 
Terrorismuszu bekämpfen. 

Bei allem berechtigten 
und notwendigen Einsatz 
darf aber der Kampf gegen 
die Organisierte Krimina- 
lität (OK) nicht ins Hinter- 
treffen geraten, zumal der 
internationale Terrorismus 
sich in erheblichem Maße 
durch Quellen aus der OK fi- 
nanziert. Die Bedrohung 
durch die OK hat darüber 
hinaus nicht zu unterschät- 
zende Schäden für die Wirt- 

schafts- und Gesellschafts- 
ordnung aller Staaten zur 
Folge. 

Ebenso müssen die Sor- 
gen und Ängste der Bevölke- 
rung, Opfer eines Verbre- 
chens zu werden, ernst ge- 
nommen werden. 

Medienberichte überstei- 
gende Kriminalitätsraten 
und wachsende Betätigungs- 
felder der Organisationen 
der OK bei Menschenhandel, 
Schlepper- und Schleuser- 
wesen, Zwangsprostitution, 
Herstellung und Verbreitung 
von Falschgeld sowie dem il- 
legalen Handel mit Waffen 
und Rauschgift geben Anlass 
zu großer Sorge. 

Vor diesem Hintergrund 
hat die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion eine Kleine An- 
frage an die Bundesregie- 
rung gestellt, in der die neu- 
esten Zahlen zur Krimina- 
litätsentwicklung sowie zur 
Delinquenz von Kindern, Ju- 
gendlichen und Heranwach- 
senden abgefragt werden. 
Darüber hinaus fragen wir 
die Bundesregierung nach 
der Lösung von Problemen 
mit den abgeschotteten eth- 
nischen Milieus im Hinblick 
auf die OK und die dort zu be- 
obachtende Klärung von zi- 
vil- und strafrechtliche Fra- 
gen unter Ausschaltung von 
Polizei- und Justizbehörden. 

Weitere wichtige Fragen 
betreffen die Ausweitung 
des Einsatzes verdeckter Er- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Hartmut Koschyk Thomas Strobl Klaus Brähmic 

mittler, die Wiedereinfüh- 
rung der Kronzeugenrege- 
lung, die Verbesserung der 
Gewinnabschöpfungsmög- 
lichkeiten und die akustische 
Wohnraumüberwachung. 

Nach Auffassung der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

sind diese Instrumente er- 
forderlich, um geeignet Ver- 
brechen und OK erfolgreich 

zu bekämpfen. 
Hartmut Koschyk ist der 

innenpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Thomas Strobl ist 
Obmannim Innenausschuss. 

Die Mehrheit bröckelt 
weiter 

Nach der Abstimmungs- 
niederlage von Rot-Grün 
im Deutschen Bundestag 
mussten die Koalitions- 
fraktionen im Tourismus- 
ausschuss des Deutschen 
Bundestages erneut meh- 
rere Abstimmungsnieder- 

lagen hinnehmen. 
Mit Mehrheit von CDU/ 

CSU und FDP stimmte der 

Ausschuss zwei FDP-Anträ- 
gen und einem CDU/CSU- 
Antrag zu. Inhaltlich ging es 
um die Implementierung ei- 
nes wirksamen Tsunami- 
Frühwarnsystemsfürden In- 

dischen Ozean, um die Ge- 
staltung einer Exportinitia- 
tive für Erneuerbare Ener- 
gien und um die gesetzliche 
Normierung von Fahrgast- 

rechten. 
Klaus Brähmig ist der 

tourismuspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Ernst Burgba- 
cher ist der tourismuspoliti- 
sche Sprecher und Parla- 
mentarische Geschäftsfüh- 
rerder FDP-Bundestagsfrak- 

tion. 

Kassenbeiträge blei- 
ben hoch 

Die Beiträge der Kranken- 
kassen bleiben hoch. So- 
lange Rot-Grün die Rekord- 
arbeitslosigkeit nicht inden 
Griff bekommt, müssen die 
Beitragszahler weiter auf 
Entlastungen warten. 

Die Warnungen der 

Bundesbank vor Bei- 
tragssenkungen au* 
Pump werden jetzt 
durch den Schätzer- 
kreis der G KV bestätigt- 

Wie die Experten der 

Kassen und das Bun- 
desversicherungsamt 

ermittelt haben, stei- 
gen die Ausgaben der Kassen 

2005 umfast2%,die Einnah- 

men aber sind leicht rückläu- 
fig. Spielraum für Beitrags- 

senkungen ist daher fast 
nicht mehr vorhanden. 

Bis Ende 2007 müssen die 

Krankenkassen schuldenfrei 
sein. Schon im Jahr 2 der Ge- 

sundheitsreform sind aber 
neue Ausgabenrisiken und 
eine fortgesetzte Einnahme- 

schwäche nicht mehr zu 
leugnen. Deshalb warnt die 
Bundesbank zu Recht vor 
übereilten Beitragssenkun- 

gen, die bei schlechter Fi- 
nanzlage wieder zurückge- 
nommen werden müssen- 
Ein Auf und Ab bei den Kas- 
senbelegen schadet der 
Akzeptanz der GesundheitS' 

reform. 
Es rächt sich jetzt, dass die 

Bundesregierung bei den 
Verhandlungen zur Gesund' 

heitsreform das wahre Aus- 
maß der Kassenschulden er- 

heblich unterschätzt hat. Es 

rächt sich auch, dass die Bun- 
desregierung nichts gegen 

den anhaltenden Abbau von 
Arbeitsplätzen unternimmt- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

areas Sto Annette Widmann Mauz 

^zuMilliardenausfällenbei 
en Kassenbeiträgen führt. 

Andreas Storm ist der 
0rsitzende der Arbeits- 

§ruPpe Gesundheit und So- 
*'ale Sicherung der CDU/ 

Su-Bundestagsfraktion, 
Annette Widmann-Mauz 

'stdiegesundheitspolitische 
Sprecherin. 

°ot-grüne Energie- 
Politik schadet dem 
W'rtschaftsstandort 
Und dem Klimaschutz 

t.' i'1rer Energiepolitikge- 
ödet die rot-grüne Bun- 
esregierung die Wettbe- 

s ^bsfähigkeit des Wirt- 
chaftsstandorts Deutsch- 

s *
d und droht die Klima- 

t
chut22iele des Kyoto-Pro- 
°k°lls zu verfehlen. 

Is 2020 müssen konven- 

f^°ne||e Kraftwerke im Um- 

Mw V°n 40 00° bis 50 00° 
set aUS Altersgründen er" 
d
t?t werden. Hinzu kommt, 

. nach den rot-grünen 

9||
Sstie8splänen bis 2021 
5   Kernkraftwerke   abge- 

schaltet sein 
müssen, so 
dass noch 
einmal eine 
fehlende Lei- 
stung von 
über 20 000 
MW hinzu- 
kommt. Bis 
heute hat die 

Bundesregierung kein 
schlüssiges Konzept vorge- 
legt, wie diese Lücke gefüllt 
werden soll. 

Der Hinweis von Rot- 
Grün, Effizienzstrategien 
würden die Kapazitätslücke 
auffangen, ist bei den 
benötigten Größenordnun- 
gen nicht nachvollziehbar. 
So sind die von der Bundes- 
regierung anvisierten Ener- 
gieeinsparpotenziale kaum 

zu realisieren. Zwar konnten 
in den vergangenen Jahren 

im Bereich der Industrie 
durch Effizienzsteigerungen 
Energieeinsparungen erzielt 

werden, der Verbrauch im 
Bereich der privaten Haus- 
halte und im Gewerbe ist 
dem gegenüberjedoch deut- 

lich gestiegen. 
Gleichzeitig sind die Aus- 

bauziele der Bundesregie- 
rung bei den erneuerbaren 
Energien, insbesondere bei 
der Windenergie, zu hinter- 
fragen. Denn auch die dena- 
Studie gibt keine vollstän- 
dige Antwort darauf, wie 
eine Netzintegration der 

Windenergie bis 2020 und 

darüber hinaus erfolgen 
kann, denn sie beschreibt 
nur Teilaspekte und bricht 
imjahr2015ab. 

Derzeit wird deshalb, 
sollte diese Politik weiter 

Verfolgt werden, die Lücke in 
der Stromversorgung nur 
durch fossile Kraftwerke er- 
setzt werden können. Da- 
durch werden die (^-Emis- 
sionen deutlich steigen und 
Deutschland droht, trotz er- 
heblicher finanzieller An- 

strengungen, das Kyoto-Ziel 
zu verfehlen. 

Ein Umdenken in der En- 
ergiepolitik bei Rot-Grün ist 
deshalb dringend notwen- 
dig. Auch in Zukunft bedarf 
es eines breiten Energiemi- 
xes, der alle Energieträger 
beinhaltet. Durch eine Ver- 
längerung der Laufzeiten bei 

Peter Paziorek 

der C02-freien Kernenergie 
kann diese als Brücke die- 

nen,bisdieerneuerbaren En- 
ergien technisch und wirt- 
schaftlich in der Lage sind, 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

diese Lücke bei der Stromer- 
zeugung zu füllen. 

Peter Paziorek ist der 
umweltpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion 

Eichel hilflos auch 
beim Schuldenmana- 

gement 

Dem Bundesfinanzminis- 
ter entgleitet das Schul- 
denmanagement. 

Vor einigen Tagen ist ver- 
sucht worden, einen der bei- 
den Geschäftsführer der für 
das Schuldenmanagement 
zuständigen Finanzagentur 
wegen offenkundiger Ver- 
fehlungen zu kündigen. Her- 
ausgekommen sind eine Be- 
urlaubung zu Lasten des 
Steuerzahlers und der Ersatz 
durch einen treuen Genos- 
sen.Jetzt soll auch derzweite 
Geschäftsführer gehen. 
Headhunter suchen seinen 
Nachfolger, obwohl er 
fachlich allenthalben gelobt 
wird. 

Innerhalb der letzen Jahre 
hat das Ministerium 4 Refe- 
ratsleiter zum Schuldenma- 
nagement verschlissen. Die 
Zusammenlegung von Fi- 
nanzagentur und Bundes- 
wertpapierverwaltung - für 
Ende dieses Jahres geplant - 
wird immerweiterverzögert 
und vor 2007 wohl kaum 
noch zu verwirklichen sein. 

Wie anders 
als mit Chaos 
muss diese 
Führungs- 
und Organi- 
sations- 
schwäche in 
der    Leitung 
des       Finanz-     Dietrich Austermann 

ministeriums 
bezeichnet werden. Eichel 
schaut des-interessiert die- 
sem Treiben zu, seine Staats- 
sekretäre sind hilflos 
überfordert und die 
Abteilungsleiter verlieren 
sich in Kleinkriegen. Ange- 
sichts einer Bruttokreditauf- 
nahme von über 215 Mrd. € 
und der geplanten Einfüh- 
rung von Fremdwährungs- 
anleihen muss schnell, sach- 
gerecht entschieden wer- 
den. Wertpapierverwaltung 
und Schuldenmanagement 
müssen in Ruhe arbeiten 
können. Jetzt rächt sich die 
überflüssige Neuorganisa- 
tion in beiden Organisatio- 

nen. 
Die Unionsfraktion for- 

dert den Bundesfinanzmi- 
nisterdazuauf, 
• das Parlament über das 
Drunter und Drüber im Fi- 
nanzministerium umgehend 
und umfassend zu unter- 
richten, 

ein klares Bekenntnis zu 
einem professionellen und 
von politischen Störungen 
verschonten Schuldenma- 
nagements abzugeben, 

Steffen Kampeter 

m Schadensbegrenzung be1 

den Personalentscheidun- 

gen zu betreiben und 
eine zeitnahe Umsetzung 

des Bundestagsbeschlusses 

zur Privatisierung der Bun' 
deswertpapierverwaltung 

zu gewährleisten. 
Dietrich Austermann 

ist der haushaltspolitische 

Sprecher der CDU/CSU- 

Bundestagsfraktion, Ste* 
fen Kampeter ist der Ob' 
mann der CDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion im Haus- 

haltsausschuss. 

(J)   WEB-TIPP 

„Ergebnisse des Ver- 
mittlungsausschusses 

(Stand: Februar)" unter 
http://www.cducsu.de/ 

upload/vao502i7.pdf 

„Positionspapier zur 
Verbraucherpolitik der 
CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion (Stand: Febru- 
ar)" unter 
http://www.cducsu. 
de/upload/verbraucher 

0502i6.pdf 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Endlich ist der Frühling da! 
Ein idealer Zeitpunkt Anderen eine Freude zu machen - Die Blume aus 

e - Da diese besondere Blume eine lange Kulturzeit hat, ist ein 
guter Wachstumsbeginn der Monat März. Im Juni/Juli werden Sie die 
•.Blumenfreuden" ernten. Die Mittagsgoldblume treibt über mehrere Wo- 
chen neue Blüten. Sie ist sehr robust und somit sehr unanfällig . 

B|umendose: 
B,umensamen - Mittagsgold/Gazanie 
achten Sie sich Ihre Blume selbst - direkt aus der Dose. 
Al|es was die Pflanze braucht, ist schon in der Dose 
er|thalten. Sie brauchen nur noch Wasser dazugeben 
(Pflegeanleitung liegt bei). 

Bestell-Nummer:9118 
_preisje 3 Stück: 10,50 € 
lnkl. MwSt.: 12,18 € 

i. Dose öffnen 
ab Ende Februar 
bei 18-20 °C im Haus 

2. Dose ins Freie 
ab Mitte Mai 
„lange Kulturzeit!" 

3. Blütezeit 
abJuni/Juli 
bis September 

8'nalabbildung der Blumenzüchtung in der Dose! 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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9 
Die neue Wandzeitung 

Unser Konzept für Arbeit: 
Pakt für Deutschland. 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle für Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie kann von allen 
Kreis-, Stadt- und Ortsverbänden als Jahresabonnement beim 
UBG-Medienzentrum bestellt werden. 
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